
1. Problematik

Die "Qualität der Lehre" ist mittlerweile zu ei-
nem Schlagwort in der politischen Diskussion
geworden. Sie wird in der Regel als Postulat
herausgestellt, was einen Qualitätsmangel im-
pliziert. Plakariv aufgemachte publikationen
der Laienpresse wollen gar den pauschalen
Eindruck eines bodenlosen Niveauverlustes der
universitären Ausbildung vermitteln. Mit die-
sem Beitrag sollen die heutigen Verhältnisse im
einzelnen beleuchtet, die geschichtliche Ent-
wicklung rekapituliert und zukünftige, mögli-
che Anderungen diskutiert werden.

Seit Einftihrung der Approbationsordnung hat
der Stellenwert der Lehre eine deutliche An-
derung erfahren. Außer der gesetzlichen Re-
glementierung und Einschränkung der Univer-
sitäten hinsichtlich' der Studiengestaltung sind
die Gründe insbesondere die immens gestie-
gene Studentenzahl und ein Prüfungswesen mit
bundeseinheitlichen Multiple Choice-Fragen,
die auf Randbereiche des Stoffgebietes zielen
und mitunter schon allein aufgrund ihrer Fra-
geformulierung eine Schwierigkeit darstellen.
Durch die Approbationsordnung wurden Frei-
räume bei der Gestaltung der Lehre einge-
gteizl, das persönliche Verhältnis zwischen
Lehrenden und Lernenden aufgrund massiv
gestiegener Studentenzahlen z\r Anonymität
verschoben und anstelle einer Rückkopplung
und Kontrolle des Erlernten durch die Lehren-
den ein Prüfungssystem eingeführt, das vor-
wiegend auf kognitives Wissen und nicht auf
praktische Prüfungsinhalte abstellt. Damit
wurde ein spezielles, von der Lehre gelöstes
Lernverhalten induziert.

In diesem Kontext hat, neben Institutionen und
Verbänden, vor allem die studentische Veran-
staltungskritik das Interesse auf die Bedeutung
der Lehre fokussiert. An die angekündigte, er-
neute Novellierung des Medizinstudiums, wie
diese vom Bundesministerium fur Gesundheit
vorangetrieben wird, werden angesichts der
derzeitigen Verhältnisse besondere Erwartun-
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gen und Hoffnungen geknüpft. Das Bundesmi-
nisterium ftir Gesundheit hat bis zum
15.08.1993 zur Stellungnahme zv einer
"Kurzfassung des Berichts der Sach-
verständigengruppe zu Fragen der Neuordnung
des Medizinstudiums" aufgerufen. Die vorlie-
gende Ausarbeitung hinterf ragt auch,
inwiefern bei den zlur Diskussion stehenden
möglichen Anderungen ein Ef fekt der
Verbesserung der Lehre in der
Medizinerausbildung abzusehen ist.

2. Historische übersicht

ilachdem in frühchristtichen Zeit vor aLtem magische
Vorstettungen mit der ,,Heilkunde,, verbunden varen,
reichen erste Berichte über einen Arzt ats Schreib-
kundigen und Behandten auf das Jahr 2000 v.Chr. zu-
rück, die von den Schaffen ltnhoteps in Agypten
berichten.0ber die Folgezeit sind medizinische pa-
pyri mit ärztLichen Texten erhaLten, die eine v.a.
enpirisch-aufgebaute tledizin mit feststehenden Dia-
gnose- und Rezeptanveisungen dokumentieren (1).

Ats Begründer des Arztstandes gi tt Asktepios
(vahrscheinLich 13.Jh.v.Chr.). Ihm wurden zvar noch
götttiche Attribute zuerkannt, doch war er bereits
auf eine Naturphilosophie ausgerichtet, die die SteL-
lung des ]lenschen und die Grundtagen von Krankheiten
kritisch hinterfragt. Es finden sich üatereien und

ReIiefs, in denen der Arzt AskLep.ios aLs Behandter
m'it Instrunenten oder bein Adertaß zu sehen ist.
Ebenso uird er bereits ats [esender Getehrter darge-
stel. tt (2) .

In die späthel.l.enistische Zeit falten die bekannten
Arztschulen in Knidos und Kos. ilit der Gründung die-
ser beiden Schuten yird das nedizinische ll.i.ssen nicht
rehr innerhatb der Fariil,ien, von Vater zum Sohn oder
an Auseryähtte Obertiefert, die auch a[s l,landernde
oder Unherziehende ihre Künste anbieten, sondern ist
institutiona[isiert. Damit vird das medizinische llis-
sen auch f0n andere zugängLich. AnsteLl,e rein mündti-
cher 0berlieferungen verden auch Schriften zur Grund-
tage für Lehre und Lernen. Typischerveise werden Ein-
zel.fäLte beschrieben und dann Veral,tgeme.inerungen
versucht (3). Hippokrates (460-375 v.Chr.) verdanken
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Hir aus seinef Tätigkeit in Kos mit seinem "Corpus

h'ippocraticum[ eine Lehranteitung, nit sotchen kasui-

stischen Beobachtungen von Krankheitsvertäufen und

symptomen unter Berücksicht'igung verschiedener äuße-

rer Einftüsse und der Beschreibung zweckmäßiger HeiL-

naßnahmen. Die hohe ethische Anschauung von den l,fürde

und Verpftichtung des ärztLichen Benufsstandes findet
in Hippoknatischen Eid ihren NiederschLag.

Schon im 3. vorchrist['ichen Jahrhundert traten meh-

nere Schulen miteinanden in Konkurrenz. Das Interesse
var nicht nun auf die Krankenbehandlung gerichtet/
sondern ebenso auf die Anatonie und besonders die

PhysioLogie.

I|r ilittelatter uurden die l{önche zum Hüter der medi-

zinischen Tradition, indem sie zunächst in l'lontecas-

sino, Saterno oder llontpeItier antike Schriften, wie

die Lehrsätze des Hippokrates, übersetzten und ab-

schrieben und Kranke pfLegten (4). Saterno war schon

in 10. Jahrhundert ats nedizinische Schute bekannt.

Nach dem Vorbil.d der dort geregetten AusbiLdung er-
[ies der Normannenkönig Roger von SiziLien 1040 eine

Verordnung, nach den nur geprüfte und approbierte
Anzte in seinem Reich praktizienen dunften. Kaisen

Friederich der tI. ertieß 1231 - 1234 eine detaiL-
tierte Studienordnung und trennte Anzt vom Apotheker-

beruf. Die Schute von Saterno vergab zu dieser Zeit
den ilagistertite[. Nach dem VorbiLd dieser Schute

sind eine Reihe von Universitäten entstanden (Botogna

1119; Paris 1215; Padua 1222; NeapeL 1224; und in
deutschsprachigen Raurn Prag 1348; tlien 1365; HeideL-

berg 13E6) (1).

Im 13, Jahrhundert kam dann auch der hochangesehende

Doktortitel auf, den seinen Träger dem niederen Ade[

gteichstettte und übenalL in Eunopa anerkannt wurde.

Der Doktor hatte auch das Recht, an der Univefsität
VorLesungen zu hatten. Außentich war er durch einen

besonderen Ta[arl den Doktorhut und den Doktofring
erkennbar.

ober die l{edizinische FakuLtät der Universität Paris

vind berichtet/ daß atle Professoren und Doktonen ge-

hal,ten varen, s'ich als Lehrer zu betätigen. Für die
Dauer von zvei Jahren unterrichteten sie jevei ts

sämttiche Fächer. Die Studienabsotventen hatten über

zvei Jahre praktische Erfahrungen zu sammetn, inden

sie niteinander argurnentierten und in Hospitä[ern ar-
beiteten. Dann vurden sie von der Fakuttät zum prak-

tischen Examen zugetassen. Die medizinische Pnüfung

vurde von den äl,testen Doktoren der Fakuttät ab-

gehatten (2).

llährend sich die Anatomie zuvor darauf beschränkte,

anatomische Beschneibungen, z-T - aus vorchristticher
Zeit, nachzuvo[[ziehen, vurde mit Andreas vesaIius
(514-'15(/') ein neues zeitatter der Anatomie begrün-

det. ilit seinem aLs 29jährigem veröffcnttichten t'lenk

"De humani corporis fabrica" beschneibt er detaiL-
Liert die Anatomie des llenschen. Seinem Ze'itaLter

entsprechend versteht er den l{enschen aLs f'laschine-

rie. Es ist kennzeichnend für die Renaissance, daß

sich dje induktive lleLtanschauung durchsetzte. Ent-

sprechend der Fonderung "observatio et experimentum'l

veränderte sich auch die Lehre. Statt den Rezitation
gatenischer Traktate gder Vortesungen aus dem Corpus

hippocraticum rückte nun at[mähtich die eigene An-

schauung vom l'lenschen und der BehandLung von Krank-

heiten in den Vondergrund.

0ber die nächsten Jahnhunderte erfuhr die |tledizin

einen vesent[ichen Aufschvung durch die GrÜndung ven-

schiedener Fachgebiete.

3. Gesetzliche Vorgaben

3.1 Vor Gründung der Bundesrepublik

Die gesetzlichen Regelungen zur Medizineraus-
bildung zeigen in ihrem chronologischem Ab-
lauf spezifische Veränderungen, die nicht nur
vom Zeitgeist geprägt sind, sondern an Paral-
lelen in der neueren Gesetzgebung denken las-
sen.

Angesichts einen stetig steigenden ZahL von l,ledi-
zinstudenten lrurde mit der Reichsgeverbeordnung 1869

eine reichseinheit[iche Rege[ung der Ausbitdung zum

Arzt niedergel,egt und bestimmt, daß der Bundesrat

"Vorschriften über den Nachveis der Befähigung" er-
[äßt (5, 6). ALs Begründung für diese gesetztiche Re-

geLung der Arztausbildung uird auch angeführt, daß

von ärztticher Seite beklagt vorden sei, daß die na-

tuftiissenschaftliche AusbiIdung der Studienanfänger
unzureichend sei und einer stärkenen 8erücksichtigung
bedürfe. ZugLeich wurde festgetegt, daß es für die
Niedertassung ats Arzt der Approbation bedurfte.
Diese erLaubte die Niedertassung an betiebigem Ort in
Deutschen Reich.

Es dauente noch bis 1883 bis aufgrund dieser Regetung

eine erste reichseinheittiche Prüfungsordnung erLas-
sen vurde. Das preußische Kuttus- und Kriegsministe-
rium soyie das Reichsgesundheitsamt hatten hierzu
eine Kornmission aus 16 l{edizinern und 6

Regierungskommissaren berufen. Die Prüfungsordnung
bestinmte/ daß das Sludium 9 Semester dauerte und

nach einem staatsexamen unrn'ittetbar die Approbation
erteiLt yurde (s. Tab. 1).

Auch vährend der celtungsdauer der Reichsgeverbeord-
nung kam es noch zu einen Anstieg der Studentenzah-
Len: Betrug die Zaht der l{edizinstudenten 1848 noch



lab. l: Chroaologlscbe überslcht der gesetzllchen
Vorgab€n für das Hedizl.nstudtun

1869

1883

Re Lchsoerrarbeordnuno
mit Approbation Niederlassung an
beliebigem Ort des Deutschen Reiches

relchselnbeltl.l,che Prüfuncsordnunc
9 Sernester Studiun
Staatsexamen - Approbat.ion

28.05.19O1 Ändcruno der Prüfurosordnuuq
10 Setnester Studium
Staatsexanen: 7 prüfungsabschnitte

danach: 1 Jahr Medizinalpraktikant
(bis 1939)

1824 f,cufagguaq dcr prüfuaqsordauag
4 Sene8ter Vorklinik, 6 Semester Klinik
Staatsexaneo: 14 prüfungsab8chnitte

2,.12.1E27 fcufaeguaqdcr Studlcnablaufr
5 S€nester Vorklinik, 6 senegter Klinik

13.05.19i12 prüfunogändcruro
Teilung der vorprüfung in naturwissen-
schaftlichen und anatomisch-physiolo-
gischen Abschnitt

17.07.1939 Bcltrlturosordpurs
aLE Verordnung zur Durchführung und
Brgänzung der Reicheärzteordoung vom
13.12. 1935
PflichtvorleEungen und -übungen
4(5) Senester Vorklinik;
6 Semester Klinik
KrankenpflegedienEt. 6 Monate
(ab 1942: 4 Monate)
Fabrik- oder Landdienst 6 Wochen
Pflichtfamulatur 6 ltonate
Staatsexamen: 19 prüfungsfächer

danactt: PfLichtassistentenzeit und
Landvierteljahr als vorbereitung auf
die Kassenpraxis

15.09.1953 Beatalluro3ordnunq
StudienplangestaLtung vollständig durch
Fakultäten, nöglichst geringe ZahI der
Pf lichtvorlesungen
5 Sernester vorklinik, 6 Semester Klinik
Krankenpflegedienst 8 wochen
Famulatur 3 Monate
Staatsexanen: 19 Prüfungsfächer
praktisch-mündliche Prüfungen; Benotung
nach Schulnoten

danach: 2 Jahre Vorbereitungszeit al,s
Medizinalassistent (nrind. 6 Mo. Innere
Medizin, jeweils nindestens 4 Mo,
Gynäkoloqie und Chirurgie )

Approbatl.oasordrulq für Arzt€
keine Pflichtvorlesungen, dafür
Pflichtpraktika
Studienjahre
2 Jahre Vorklinik, L J + 2 J Klinik,
1 J Praktisches Jahr
Krankenpflegedienst 2 Monate
Famulatur 2 Monate
mc-Prüfungen; keine Benotung

!. _ä+Cc_rung dqr AporobatLoasordauao
Famulatur in der praxis

?. 4aerung iler loero ng
Famulatur 4 Monate
Eestehenggrenze von 50 t auf 60 t
Allgeneinrnedizin
Leistungsuachweie für pf Iichtpraktika
Uöglichkeit der t{iedereinführüng derPflichtvorlesung

3. ÄFdgFung,lcf Approbatlongorilnunq
(nach- Skandalphysikun 3/gJ-l- l
BestehenEgrenze mind. 50 t

!,--änCsFtsj dc r top robat Loo sordn u no
Benotung

5. ärrderung..dcr Aoprobatl,onsordnuno
nc-Fragen können vor Auswertung-
gestrichen werden
Unterricht in kleinen Gruppen
Bed-Side-Teaching max. S Sludenten
keine schriftliche prüfung nach pJ
AiP mit 2jähriger Dauer

6. Aaderunc der Approbatl,oasordnunq
Ernittlung durchschnittlicher Prü-
fungsleistungen, Yfiederholungsregelung
Verschiebung der AiP-Einführung urn 1
Jahr mit Dauer von 18 Monaten, ohne
Sturkturierung

l{eufassupq mit 5. und 6. Anderung der
Approbationsordnung

?. Aaderuno der Approbationsordnung
zieldefinirion
Seninare mit begrenzter Teilnehmerzahl
in der Vorklinik
Patientendetnonstration : max . 8 Studenten
Patientenuntersuchung: max.3 Studenten
Teilzeitbeschäftigung für AiP zulässig

Änderuao entsprechend Einigungsver-
trages vom 31.08.1990 und Gesetz vom
23.09.1990

Verordnuagea
26.01. 19ss
L4,07 .L95?
28.03.1958
13.07.1963
31.05.1965

28.10.1970

21.05.1975

24.t2.1978

15.07.1981

19.12.19&r

15.12.1986

28.05.1987

14.07.1.987

21.12.1989

zur Ergänzung

ts
A
ul
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1.500 und 1%5 2.5ü, so studierten 1880 bere'its et-
uas äber 4.0(X1,lW 8.227 und 1890 schl,ießtich
8.724, vas für das vorherige Jahrundert den Gipfel
darsteLlte (5).

Die organisierte Arzteschaft bemühte sich, den
Zustrom zum Arztberuf einzudämmen. Es
wurde mahnend auf finanzielle Schwierigkeiten
in der eigenen Praxis hingewiesen und nach
Steuerungselementen zur Eindämmung des Stu-
dentenbooms gerufen. Außerdem wurde be-
klagt, daß das Studium nicht genügend praxi-
sorientiert sei.

Gegen den Protest der organisierten Arzte -
schaft wurde am 28.05.1901 eine neue reichs-
einheitliche Prüfungsordnung geschaffen, die
den Zugang zum Medizinstudium für Absol-
venten von Gymnasien und Realgymnasien
gleichermaßen erlaubte. Als enormes Zuge-
ständnis an die gewünschte Reduktion der Stu-
dentenzahlen kann allerdings gewertet werden,
daß das Medizinstudium auf 10 Semester ver-
längert, ein Staatexamen mit 7 Prüfungsab-
schnitten eingef tihrt und ein anschließendes
Jahr praktischer Tätigkeit als Medizinalprak-
tikant verpflichtend wurde. Damit verlängert
sich das Medizinstudium letztendlich von 4 112
auf 6 Jahre. Das zusätzliche Berufsjahr ohne
Einkommen kann .als Abschreckung gesehen
werden. Dieses praktische Jahr war in unmit-
telbarem Anschluß an die ärztliche Prüfung an
"dazu besonders ermächtigten Krankenhäusern
unter Aufsicht und Anleitung des Direktors
oder des ärztlichen Leiters" abzuleisten. Durch
dieses Jahr sollte der Praktikant seine
"praktischen Kenntnisse und Fähigkeiten ver-
tiefen und fortbilden" und ein "ausreichendes
Verständnis für die Aufgaben und Pflichten
des Arztes" bekommen. Vier Monate mußten
vorzugsweise der Behandlung innerer Krank-
heiten gewidmet sein (6).

llährend des vonigen Jahrhunderts stand immer vieder
die Frage nach dem richtigen Verhältnis von Theorie
und Praxis im l{ittetpunkt der Diskussion, mit der
Fonderung nach stärkerer 8erücksichtigung praktischer
Elemente im Studium. ttit den o.g. Anderung der Prü-
fungsordnung in Jahre 1901 sol,tte dem Rechnung getra-
gen verden. Außerdem wurden neue Fachgebiete in den

Untenricht und ats Prüfungsfächer aufgenommen.

Im Jahre L924 erf.ölgte eine erneute Novellie-
rung der Prüfungsordnung. Erstmalig wurde
eine Trennung zwischen Vorklinik und Klinik
eingeführt und das Staatsexamen von 7 auf. L4
Prüfungsfächer erweitert. 1927 erfolgte eine
Verlängerung der Studiendauer durch Anhe-

bung der vorklinischen Semester von 4 auf 5;
1933 wurde die Vorprüfung in einen natur-
wissenschaftlichen und einen anatomisch-phy-
siologischen Abschnitt unterteilt (.!, 6).

Auf der Grundtage der Reichsärzteordnung vom

13.12.1935. die den Rcichsminister des Inneren er-
rgchtigte "zur Durchführung und Ergänzung dieses Ge-

setzes notvendige Rechts- und Vervattungsvorschriften
zu erLassen", vurde die lledizinerausbitdung nit der
Eesta[lungsordnung vom 17.07.1939 völ.l.ig neu gere-
gett: Das Studium wurde wieder auf 4 Semesten Vorkti-
nik und 6 Semester KLinik gekürzt. Es uurde ein Kran-
kenpftegedienst von 6 ilonaten eingeführt, der 1942

auf 4 lilonate verringert uurde. Außerdem war vährend
des Studiums eine Fabrik- oder Landdienstzeit von 6
l.lochen zu absotvieren sowie eine Pf[ichtfamutatur von

6 llonaten, die aLs Ensatz für das Praktische Jahr ge-
dacht Har. Es yunden Pftichtvortesungen und -übungen
eingeführt. Das Staatsexamen setzte sich aus 19 Prü-
fungsfächern zusanmen. Darüberhinaus vurde der lledi-
zinatpraktikant kreiert, der unter Aufsicht und An-
leitung zu arbeiten hatte und durch die Pftichtassi-
stentenzeit und ein Landvienteljahn die Vorbereitung

"zur Ausübung des ärziLichen Berufes in eigenen Pra-
xis (Kassenprax'is)" bekam. Aufgrund des Krieges und

des starken Andranges zum Studium war die praktische
Ausbidung nicht im vorgesehen llaße gewährLeistet und

die Univensitäten !,ähtten unterschiedIiche Handhabun-
gen/ z.T. yurde der vorkLinische Unterricht mit 5 Se-

nestern beibehatten. tlährend des Krieges gab es eine
Vie[zaht von Erlassen, tahrscheinl,ich über 50, die
schon rein praktisch von den Univensitäten nicht be-
folgt yerden konnten <6t 7).

3.2 Bestallungsordnung der Bundesrepublik

Um nach Kriegsende wieder geordnete Rechts-
verhältnisse zu schaffen, wurden vom Bundes-
ministerium des Inneren Vorbereitungen f ür
eine neue Bestallungsordnung geschaffen. Der
Fakultätentag hatte schon im März 1949 einen
Entwurf beschlossen. Ebenso nahm die
Bundesärztekammer - als Arbeitsgemeinschaft
Westdeutscher Arztekammern - ihre Arbeit zu
einem Entwurf der Bestallungsordnung auf .

Mit den Anmerkungen, daß man bei einer ra-
schen Lösung keine vollständige Studienreform
planen könne, wurde ein Studium von 11
Semestern (5 Semester Vorklinik, 6 Semester
Klinik) festgelegt, sowie ein Krankenpflege-
dienst von 8 Wochen, eine Famulatur von 3
Monaten und ein Staatsexamen mit 19 Prü-
f ungsfächern. Für die mündlich - praktische
Prüfung gab es genaue Vorschriften der
Prüfungsaufgaben. Die Prüfungen wurden be-
notet. Die Studienplangestaltung wurde voll-
ständig den Fakultäten übertragen. Dabei sollte



die Zahl der Pflichtvorlesungen möglichst ge-
ring gehalten werden. Die Kompetenz der
Bundesgesetzgebung auf die nZulassung zum
ärztlichen Beruf" beschränkt. Das Bil-
dungswesen fiel in den Regelungsbereich der
Länder. Bei der zum 01.04.1954 in Kraft ge-
tretenen Bestallungsordnung wurde ebenso eine
Vorbereitungszeit als Medizinalassistent festge-
legt, die zwei Jahre dauerte und aufgegliedert
war in eine Tätigkeit im internistischen,
chirurgischen und geburtshilflich-gynäkologi-
schen Bereich (8). Nachfolgend wurden weitere
Verordnungen zur Ergänzung erlassen, ohne
daß diese Studienstruktur wesentlich geändert
wurde (6).

Der Ministerialdirigent im Bundesministerium
für das Gesundheitswesen, Herr Dr. med.
Reinhard Rachold, formulierte 1968 bei seinem
Einführungskapitel zur Bestallungsordnung für
Arzte: "Wir sind uns dabei bewußt, daß das
künftige Niveau des deutschen Arztes nicht
entscheidend von .diesen Bestimmungen ab-
hängt, sondern von den Lehrern, in deren
Hände die Ausbildung gelegt ist" (6).

3.3 Approbationsordnung

Bei steter Zunahme der Zahl der Medizinstu-
denten erging am 28.10.1970 mit der Approba-
tionsordnung für Arzte eine völlige Neurege-
lung, die im wesentlichen am 01.L0.I972 in
Kraft trat (9). Es waren detaillierte über-
gangsregelungen ausgearbeitet, die sich zum
Teil über Jahre hinzogen (10). Anstelle von
Semestern wurden Studienjahre festgelegt.
Gründe hierfür waren, daß dadurch zur bes-
seren Ausnutzung der vorlesungsf reien Zeit
auch Unterrichtseinheiten außerhalb der übli-
chen Vorlesungzeit angeboten werden können
und daß das Praktische Jahr als Studienjahr
mit 48 Wochen als Ausbildungsphase festgelegt
ist. Bei einem 5jährigen Studium entfallen auf
den vorklinischen Abschnitt 2 Jahre, auf den
klinischen 3 Jahre. Vor Ablegen der ärztlichen
Vorprüfung ist ein Krankenpflegedienst von 2
Monaten abzuleisten, vor Antritt zum Z. Ab-
schnitt der ärztlichen Prüfung eine Famulatur
von 2 Monaten. Anstelle von pflichtvorlesun-
gen wurden Pflichtpraktika festgesetzt. Bereits
1970 wurde in g 2 Abs. 2 ausgefuhrt, daß der
Unterricht, soweit zweckmäßig, nicht am ein-
zelnen Fachgebiet, sondern am Lehrgegenstand
ausgerichtet und . deshalb problemorientiert
durchgeführt werden solle. prüfungen wurden
nicht mehr benotet, sondern lediglich mit be-
standen oder nicht-bestanden bewertet. Seit
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dem SS 1974 wurden erstmals schriftliche MC-
Prüfungen durchgeführt. Durch vertragliche
Regelung der Bundesländer wurde das Institut
für medizinische und pharmazeutische
Prüfungsfragen (IMpp) in Mainz gegründet.
Die örtlichen Prüfungsausschüsse der Hoch-
schulen entfielen. An ihrer Stelle wurden
Landesprüfungsämter errichtet. Die Flut der
einzelnen Fachgebiete führte dazu, daß allein
beim 2. Abschnitt der ärztlichen prüfung 17
Fächer abgefragt wurden (10, l1).

Schon in den ersten Diskussionen des Appro-
bationsordnungs-Entwurfes im Juni 197O fin-
den sich bereits jene Befürchtungen, die sich
mit Inkrafttreten bestätigten und auch heute
noch Kritikpunkte der geltenen Approbations-
ordnung sind:
So wurde von der Bundesassistentenkonferenz
die Unterbewertung von Lehre und Praxis ge-
genüber der Forschung moniert, weswegen eine
Auswirkung auf die Motivation der Dozenten
und eine Verschlechterung der eualitat der
Lehre befürchtet wurde (12). Schon damals
wurde die Integration einzelner Fachrichtungen
gefordert, um gemeinsam medizinische Pro-
bleme im sogenannten problemorientierten
Unterricht anzugehen. Die Definition eines
Lehrzieles wurde gefordert und Kritik an der
W-illkürlichkeit der Themenkataloge geäußert. g

2 Satz 1 ("Die Hochschule har eine Ausbildung
zu vermitteln, die es dem Studierenden ermög-
licht, den Wissensstoff und die Fähigkeiten zu
erwerben, die in den in dieser Verordnung
vorgesehenen Prüfungen gefordert werden")
wurde schon vor Inkrafttreten der Ap-
probationsordnung als kritischer Punkt des von
der Lehrvermittlung losgelösten Lernverhaltens
erkannt. Odenbach (13) führt dazu aus: "Die
Ausbildung des Arztes an der Universität wird
damit auf das Niveau einer reinen Prüfungs-
vorbereitung im Stil eines Repetitoriums fest-
gelegt. Anleitung zum selbständigen, wissen-
schaftlichen Denken ist in diesem Ausbil-
dungsgang nicht mehr möglich" (/3).

Zu den Prüfungsänderungen führte Odenbach
(13) aus: nZu begrüßen ist die Absicht, die
Prüfungen zu objektivieren. Es besteht aber
eine verhängnisvolle Inkonsequenz darin, daß
man einerseits die praktische Ausbildung am
Krankenhaus mit in den Mittelpunkt stellt,
demgegenüber aber durch die nahezu aus-
schließlich schriftlichen Prüfungen nur einen
rein theoretischen Wissensstof f abfragt. Der
praktische Unterricht wird dadurch ftir den
Studenten, der seine Ausbildung zwangsläufig
am Prüfungsstoff orientiert, bedeutungslos".
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Die Art der MC-Fragen und die Bekanntgabe
der Fragen führte sehr bald dazu, daß nicht
mehr nur Grundlagenwissen abgefragt wurde,
sondern eine immer weitergehende Speziali-
sierung in der Fragestellung eintrat. So änderte
sich der Frageniuhalt immer mehr zu Detail-
wissen und auch die Formulieruns wurde
komplizierter, so daß die Fragestellun! an sich
eine Schwierigkeit darsrellte. Zum Heibst L979
trat eine Erhöhung der Bestehensgrenze von 50
% auf 60Vo in Kraft und es war eine zuvor
bereits befürchtete, hohe Nichtbestehensrate
des 2. und 3. Abschnittes der ärztlichen prü-
fung zu verzeichnön. In einer Anhörung der
CSU Landtagsfraktion zrr dieser problematik
wurden als Gründe hierfür der höhere Schwie-
rigkeitsgrad, der enorme Stof f umfang und
auch von Professorenseite - eine nichi eindeu-
tige Fragenstellung genannt (/4).

Seit 1970 wurden in kurzen Abständen eine
Reihe von Novellierungen durchgeführt bis zu
der jetzt gültigen 7. Anderung der Approbati-
onsordnung vom 2L.t2.1989. Bei Vorstellung
der 7. Novelle wurde betont, daß diese Ver-
ordnung lediglich als Sofortmaßnahme zu ver-
stehen sei, um of fensichtliche Mängel des
Medizinstudiums schnellstmöglich zu beheben
(/5). In dieser siebten Anderung wurde als $ 1

eine genaue Zieldefinition der Ausbildung auf -
genommen, wonach das Studium auf einen ei-
genverantwortlich und selbständig handelnden
Arzt abzielt (16). Zugleich wurden kapazi-
tätsrelevante Beschränkungen der Studentenzahl
fur die Durchf ührung von Patientendemon-
strationen und -untersuchungen festgelegt, wo-
durch die Zahl der zu vergebenden Studien-
plätze für Humanmedizin reduziert wurde.

Noch vor Verabschiedung der 7. Anderung der
Approbationsordnung für Arzte (2f .I2.1989)
wurde vom damaligen Bundesministerium für
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit eine
Sachverständigenkommission zrr Fragen der
Neuordnung des Medizinstudiums berufen, die
vor allem aus Hochschulangehörigen, Ver-
bandsvertretern und politisch Verantwortlichen
besteht und am 20.09.1989 ihre Arbeit auf-
nahm. h 3 Ll2 jahriger Arbeit machte diese
Sachverständigengruppe Vorschläge f tir eine
grundlegende Reform des Medizinstudiums bis
zu ihrer bislang letzten Sitzung am 22.03.1993.
Derzeit liegt eine vom Bundesministerium für
Gesundheit zusammengestellte Kurzfassung der
Arbeitsergebnisse vor, die die Grundlage für
die jetzige politische Diskussion ist (-17).

Herr Bundesminister Seehofer hat anläßlich
seiner Eröffnungsrede beim 96. Deutschen
Arztetag in Dresden angesichts eines Szenarios
der Kostenersparnis im Gesundheitswesen und
Beschränkung der Niederlassungsf reiheit er-
klärt: "Ich sage Ihnen heute zu, daß es noch in
dieser Legislaturperiode eine Neufassung der
Approbationsordnung geben wird" (18).

Unter Berücksichtigung des Einigungsvertra-
ges, der ftir die Hochschulen der Neuen Bun-
desländer eine übergangszeit bis zum
3L.I2.L998 festsetzr, ist die Gülrigkeir einer
gemeinsamen Approbationsordnung für die
gesamte Bundesrepublik zum 01.01.1999 an-
zustreben (/9).

4. Bedeutung der Lehre

4.1 Rahmenbedingungen

Die Rahmenbedingungen des Studiums sind im
wesentlichen durch gesetzliche Vorgaben und
Verordnungen, sowie insbesondere durch die
vorgegebene Studentenzahl bestimmt.

Im Hochschulrahmengesetz ist unter $ t2 die
generelle Regelung getroffen, daß die Hoch-
schule entsprechend der Studienplanung das

Lehrangebot sicherstellt (20). Die weiterge-
hende Spezifizierung ist auf Länderebene ge-
troffen. So gibt es für das Land Nordrhein-
Westfalen dienstrechtliche Festsetzungen der
Regellehrverpflichtung, die für Hochschuldo-
zenten im allgemeinen eine Lehrverpflichtung
von 8 Semesterwochenstunden vorsieht (21, 22).
Von juristischer Seite wird festgestellt, daß an-
gesichts sich ändernder Randbedingungen, Zv'
wachs an Wissen und technischen Möglichkei-
ten "die Verantwortlichen zuerst in der Lehre,
dann auch in den rechtsetzenden Instanzen die
dauerhafte Aufgabe haben, die Medi-
zinerausbildung nach Inhalt und Form den
neuen Erfordernissen anzupassen und sie auf
der Höhe der Zeit zu halten" (22). lm Anwen-
dungszeitraum der 1.972 in Kraft getretenen
Approbationsordnung hat die Zahl der Stu-
denten in Humanmedizin deutlich ztt'
genommen, während die Zahl der Hochschul-
dozenten nicht angepaßt wurde. Die statistische
Auflistung (Tab. 2) zeigt das entstandene Miß-
verhältnis (23).

Damit wurden die Randbedingungen so maß-
geblich geändert, daß zur Bewältigung der
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Tab. 2:

EntwLcklung der Studenten-/Professorenzablen für Eunanmedlzln

1970
1980
198s
1990

Studenten

33.099
68.773
84.063
84.700

Studien-
anfänger

5.378
Lt.234
11.993
10.34s

Stud. zv
ca/c4

15r0
26,L
38, 5
40,7

Stud. anf .

zu C3/C4

2r4
4r3
5r5
5'0

(Quelle: Statistisches Bundeeamt' z.^. 44)

übermäßig gestiegenen Studentenzahlen ver-
mehrt theoretische Unterrichtseinheiten mit
Frontalunterricht eingerichtet werden mußten.
Zusammen mit den, von der Hochschule los-
gelösten Prüfungen in Multiple Choice-Form,
die vorwiegend auf kognitives Wissen abstellen
und immer mehr von der Unterrichts-
vermittlung abgekoppelt sind, sank die Moti-
vation der Studierenden wie Lehrenden. Das
Interesse der Studenten muß sich zwangsläufig
darauf richten, auf Universitätsebene in erster
Linie den Leistungsnachweis ("Schein") zu be-
kommen, um das jeweilige Fachgebiet abzu-
schließen und dann auf einem von der Lehr-
vermittlung weitgehend losgelösten Weg ftir die
Multiple Choice-Prüfung zu trainieren. Auf-
grund enger Vorgaben, die einen übervollen
Studienplan bedingen, sind die Möglichkeiten,
in dem geringen, verbliebenen Freiraun Son-
derveranstaltungen zu belegen, hochgradig ein-
geschränkt.

Die Ausgangssituation ist also geprägt von ho-
hen Studentenzahlen, einem inhaltlich über-
frachteten, weitgehend verschulten Studien-
ablauf und von einem von der Hochschule los-
gelösten, speziellen Prüfungsverfahren.

4.2 Evaluation

Insbesondere studentische Aktionen haben die
Lehrveranstaltungskritik in den Universitäten
vorangetrieben. Mit Aktionen auf Uni-
versitätsebene (Tab. 3) oder auch bundesweit,
wie "mehr Ehre für die Lehre" oder "Prüf' den
Prof!' des RCDS wurde mit viel Engagement
Teilnehmerbefragung durchgeführt und auf
Universitätsebene die Aufmerksamkeit auf die
Lehre gelenkt (24, 25).

Die allgemeine Presse hat die Thematik der
studentischen Ausbildung plakativ aufgegrif-

fen, indem auch .in jüngster Zeit mit Ti-
telstories Mängelzustände an deutschen Hoch-
schulen heraufbeschworen (26) und ein Hoch-
schulranking vorgenommen wurde (27, 2S)
oder auch ga\ze Spezialausgaben erschienen
(29). Hierbei ermangelt es allerdings
nachvollziehbarer, valider Beurteilungskriterien
fur Lehrgestaltung und Lernerfolg und es wird
zurecht darauf hingewiesen, daß bei derartigen
öffentlichkeitswirksamen Leitartikeln ohne
zuverlässige, relevante Erhebungsdaten in
erster Linie "Imagen-Analysen durchgeführt
werden, die bestehende Mythen und Vorurteile
abfragen (25).

Von politischer Seite ist der Anstoß zur Eva-
luationserhebung in Nordrhein-Westfalen be-
reits 1991 nit dem Aktionsprogramm "eualität
der Lehre" zrrt "Beurteilung der Lehrveran-
staltungen und damit auch der Lehrenden" ge-
geben worden, um auf Hochschulebene Da-
tenerhebungen und Evaluationen durchzufüh-
ren, wofür entsprechende Mittel bereitgestellt
wurden (30). Diese Unterstützung der wisseu-
schaftlichen Analyse hat eine detailliert ausge-
arbeitete Datenerhebung und dif ferenzierte
Auswertung ermöglicht. An der Ruhr-Univer-
sität Bochum wurde hierzu an der Fakultät für
Sozialwissenschaft, Institut fur Empirische So-

Iab. 3: Belspiele unlversltärer gtuden-
tlscber Vorlesungsbewertung

Aachen: Benotung
Frankfurt: silberner Zeigeetab
Freiburg: Prüf' den Prof
Hamburg: Kritikerpreis
Kiel:
München:
Münet,er:

Würzbuig:

(insg. DM 3.000,-)
Goldapfel und Zitrone
Benotung
Lehrer des Jahres
(je DM 5.000,-)
goldener Ref lexhammer,
schwarzer Kittel
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zialforschung, unter der Leitung von Herrn
Professor H. Kromrey, eine Arbeitsgruppe
eingerichtet, die sich auf wissenschaftlicher
Basis mit der Lehr-Evaluation befaßt. Unter
Berücksichtigung methodischer Ansätze der
sozialwissenschaftlichen Bewertungen in Ak-
zeptanz- und Begleitforschung wurden
anwendungsorientierte Datenerhebungsinstru-
mente entwickelt (3i).

Dabei hat sich gczeigt, daß insbcsondere die
individuelle Ausgangssituation dcs Studenten
hinsichtlich persönlicher Erfahrungen und In-
teressen, materiellei Voraussetzungen, St.udien-
ziele, Vorkenntnisse und Fertigkeiten sowie
Lern-, Arbeits- und Kommunikationsstile be-
rücksichtigt werden müssen, um nicht hiervon
losgelösten pauschalen Beurteilungen der Lehr-
/Lernsituation zu erliegen. Bei der Erfassung
der Lehrziele hat sich eine Aufgliederung in
lehrtheoretische Begriffe hinsichtlich kogniti-
ver, affektiver und psychomotorischer Dimen-
sionen als hilfreich erwiesen (32).

Die erstellten Evaluations- Kriterien müssen
methodisch stichhaltig sein und eine hinläng-
liche Beurteilung insbesondere bezüglich in-
haltsspezifischer Fragen der Lehrveranstaltung
zulassen, da andernfalls lediglich der Ausdruck
des Mißfallens oder Gefallens einer Unter-
richtsveranstaltung bewertet wird (33). Bei
dif ferenzierter Datenerhebung bleibt in der
Analyse und Bewertung als grundsätzlich prä-
gendes Element die Motivation des
Studierenden. So resumiert Kromrey nach
Auswertung der Studentenbefragung im WS
9l/92 und SS 92 an der Ruhr-Universität
Bochum (3r'): "Ob eine Vorlesung bei den Stu-
dierenden beliebt ist oder

abgelehnt wird, ob die Teilnehmer ihre Er-
wartungen erfüllt sehen oder nicht, das liegt
nur in geriugem Maße am Dozenten, an der
Qualitat der Lehre in der Vorlesung,'sondern
es liegt in erster Linie am Stoff, der zu ver-
mitteln ist; außerdem daran, ob der Besuch
gezwungenermaßen erfolgt oder ob zumindest
beschränkte Wahlmöglichkeiten für den Stu-
dierenden existieren".

Gleichermaßen ist leicht nachvollziehbar, daß
auch Lehre, die überwiegend kritisiert wird,
dennoch lerneffektiv sein kann. Schließlich hat
das erfolgreiche Lernen immer auch mit der
Eigenarbeit des Lernenden zu tun, wobei eine
gute Lehre unterstützen und anleiten kann.
Schließlich ist es f ür eine inhaltsspezif ische

Datenerhebung uqd Evaluation bedeutsam,
lernfördernde und lernhemmende Faktoren zu
erfassen (32).

Die Beurteilung der Relevanz dcs Lehrstoffes
ist für den Studierenden selbst enorm schwie-
rig, da er in vielen Fällen nicht abschätzen
kann, welche konkrete Bedeutung die vermit-
telten Lehrinhalte für seinen Studienerfolg und
seine spätere Berufstätigkeit haben. Neben der
großen Heterogenität der Teilnehmerurteile
aufgrund unterschiedlicher Ausgangsvoraus-
setzungen finden sich durch diese subjektive
Einschätzung des Studierenden bedingte,
qualitativ unterschiedliche bis gegensätzliche
Urteils-Profile (35). Die Schwierigkeit der
Festlegung der Indikatoren für "gute Lehre",
wie diese schon sehr f rüh von
sozialwissenschaftlicher Seite untersucht wur-
den, bestätigt sich in zahlreichen Berichten
(s6).

Somit ist besonders herauszustellen, daß ftir die
Lehrevaluation Testinstrumentarium und Be-
wertung im einzelnen mit der Methodik sozi-
alwissenschaftlicher Evaluationsforschung ztr
prüfen sind, was in plakativen, öf fentlich-
keitswirksamen Meldungen mitunter bewußt
vermieden wird - sicherlich auch um die ge-
wünschte Darstellung einer bodenlos schlechten
Lehre an den Universitäten zu vermitteln.

Da die Studienrefotm laut $$ 3 und 8 Hoch-
schulrahmengesetz (20) eine maßgebliche Auf -
gabe der Hochschulen ist, sollte auch die Leh-
revaluation durch die Universitäten selbst er-
folgen, um detaillierte Kenntnisse über die
Lehrvermittlung zu bekommen und durch in-
terne Kontrollvorgänge im Rahmen der Auto-
nomie der Hochschule Anderungen zu bewir-
ken.

4.3 Unterrichtsreform

Eine Lehrevaluatios mit entsprechend aussa-
gefähiger Erhebung und Analyse dient der
Rückkopplung für den Lehrenden, der zusätz-
liche Anhaltspunkte bekommt, um auf seinen
Hörerkreis einzugehen. In diesem Sinne wäre
also eine Rückkopplung und spezielle Einstel-
lung des Lehrenden auf die Teilnehmergruppe
möglich (37). Auf.grund der studentischen Be-
wertung des Vorlesungsablaufes, der äußeren
Rahmenbedingungen und des Dozenten ist es

außerdem möglich, mit Hilfe der Lehrevalua-
tion Anhaltspunkte für andere Unterrichtsfor-



men zu bekommen und den Medieneinsatz, die
Lehrstoffvermittlung, den Umfang des Lern-
stoffes sowie die Anforderungen an den
Lernerfolg entsprechend lerntheoretischer
Aspekte zu variieren. Im Mittelpunkt steht hier
wiederum die Motivation des Studierenden, der
die Lernleistung zu erbringen
hat. Insofern ist gute Lehre noch kern Garant
f ür Lernerfolg (J.r), aber die entscheidende
Hilfe, wenn dem Studenten das Lernziel be-
wußt ist. Gerade hierin besteht aber die
Schwierigkeit, da der Studierende den Studie-
nerfolg in aller Regel auf anderem Wege er-
reichen muß (Multiple Choice-prüfung) und
ihm die berufliche Relevanz im einzelnen nicht
bewußt sein kann. Für die motivati-
onsbestimmte Zielörientierung kann es nun
aber nicht sinnvoll sein, die Lehrvermittlungen
einer Prüfung mit abstrakten, vorwiegend rein
kognitiv bestimmten MC-Fragen mit nicht-
kalkulierbarer Ausgestaltung anzupassen. Statt-
dessen ist die Unterrichtung an den praxisrele-
vanten Inhalten auszurichten. Unter diesen Ge-
sichtspunkten wäre die günstigste Konstelation
zu erreichen, wenn die Prüfungen des Kennt-
nis- und Fertigkeitsstandes ebenso an den be-
ruflichen Anforderungen orientiert wären, also
entsprechend eine Kombination von theoreti-
schen und praktischen Elementen geprüft
würde. Eine solche Prüfung wird als staatliche
Prüfung derzeit jedoch lediglich zum Abschluß
des Praktischen Jahres durchgeführt.

Bei einem wieder normalisierten Zahlenver-
hältnis zwischen Studierenden und Unter-
richtenden könnte eine entsprechende
Umstrukturierung mit Reduktion der Anzahl
der Frontalvorlesungen und Vergrößerung der
Zahl der Seminarg und Kurse vorgenommen
werden. Insbesondere praktische Unterweisun-
gen und Formen des projektbezogenen Lernens
sind auf Kleingruppen zu beschränken, wenn
der einzelne in die praktische Unterweisung
einbezogen und kontrolliert werden soll (38).
Mit Expertensystem-Techniken (EDV-Einsatz;
39) sowie durch Kombination von EDV-Sy-
stemen und Unterrichtung (40) werden neue
Wege der Stof f vermittlung eröffnet. Als
Grundsätzliches bleibt jedoch anzumerken, daß
neben der zwangsläufig limitierten Studenten-
zahl und der notwendigen finanziell-sächlichen
Unterstützung die zeitaufwendigere Unter-
richtsausarbeitung und -vorbereitung ange-
messen kapazitätsrelevant berücksichtigt wer-
den muß. Auch ein vermehrter Gestaltungs-
spielraum der Hochschulen kann nur genutzt
werden, wenn eine ausreichende personelle und
finanzielle Grundlage vorhanden sind. Da für
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die Medizinerausbildung keine zusätzlichen
Mittel zur Verfügung stehen, werden Univer-
sitätskliniken eine Unterrichtsreform mit
Verstärkung praktischer Anteile nur bei redu-
zierter Studentenzahl bewältigen können. Für
die vermehrte Einrichtung kleinerer Unter-
richtsgruppen ist auch eine Verbesserung der
Organisationsstruktur erforderlich. Für diese
Studienplanung bedarf es einer Verstärkung
der Dekanate .

Verfehlt wäre es zweifellos, das Medizinistu -

dium in Art eines Repetitoriums oder Fach-
hochschulstudiums zu strukturieren, bei dem
der Unterrichtende eine reine Lehrf unktion
wahrzunehmen hat. ohne in seinem Fachbe-
reich maßgeblich wissenschaftlich tatig und in
klinische Bezüge eingebunden zu sein. Diese
Einschätzung ist auch mit den Ergebnissen der
studentischen Veranstaltungskritik konkordant
(41). Für die immer wieder beschworene Auf -

wertung der Lehre wird es daher ausschlagge-
bend sein, inwiefern die Lehre neben der be-
ruflichen, in der Regel klinischen, und
wissenschaftlichen Tatigkeit eine gleichrangige
Stellung erhält (42). Besondere Auszeichnungen
für in der Lehre engagierte Wissenschaftler,
wie dies im Aktionsprogramm "eualität der
Lehre" des Landes Nordrhein-Westfalen ange-
kündigt wird, sind sicherlich eine Möglichkeit.
Auf dem beruflichen Weg ist schließlich ent-
scheidend, ob das Engagegement in der Lehre
tatsächlich in Habilitations- und Berufungs-
verfahren eine nennenswerte Bedeutung be-
kommen wird und

Unterstützungen bei Innovationen im Lehrbe-
reich möglich sind (43). Die immer wieder
pauschal proklamierte "Aufwertung" der Lehre
wird sich daran messen lassen müssen, welche
konkreten Verbesserungen und Unterstützun-
gen realisiert werden. Geradezu widersinnig
mutet es allerdings an, daß in der Lehre enga-
gierte und ausgezeichnete Dozenten als beson-
dere Anerkennung semesterweise vom Unter-
richt freigestellt werden sollen (30, 44, 45).

5. Mögliche künftige Entwicklungen

Die Sachverständigengruppe ',zu Fragen der
Neuordnung des Medizinstudiums" beim BMG
tagte über 3 l/2 Jahre in unregelmäßigen Ab-
ständen, mit zeitweiligen Unterbrechungen, bis
zu einer mit Eile vorangetriebenen Abschluß-
sitzung am 22.03.L993. Nach Fall der Mauer
gehörten diesem Gremium ebenso Angehörige
der Neuen Bundesländer an. In teilweise kon-
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gen bekannt ist. pird das MC-Prüfungsver-
fahren wie gewohnt in der neuen Novelle
verankert werden, so werden wieder praktische
Anteile vernachlässigt und bisherige Probleme
fortgeschrieben.

Trotz aller Problematik der Messung nicht-ko-
gnitiver Prüf ungsanteile wird angesichts der
bei uns praktizierten MC- Prüf ungen von
Hochschullehrern wie Studenten immer wieder
die Forderung nach alternativen schriftlichen
Prüfungsformen wie "Fill in-Antworten" und
praktisch orientierten Prüf ungen laut, wie
diese in USA beispielsweise für die Testung
von "clinical skills" verwendet werden (64).

Die Kommission der Europäischen Gemein-
schaft (65) hat afr 27.10.1987 im beratenden
Ausschuß für die ärztliche Ausbildung darauf
verwiesen, daß als günstigste Testmethode
nicht ein einziges, sondern verschiedene Prü-
fungsverfahren anzusehen seien und auch auf
diesem Wege verbindliche und reproduzierbare
Beurteilungsmethoden
kommen könnten.

zlJr Anwendung

Die von den Universitäten durchgeführten
mündlich-praktischen Prüfungen haben sich
bewährt. Von Seiten des Wissenschaftsrates (44)
sind darüberhinaus regionale Einrichtungen
medizinischer Lehr- und Prüfungsgemein-
schaften, als Zusammenschluß mehrerer Me-
dizinischer Fakultäten vorstellbar, um ver-
gleichbare Bewertungsmaßstäbe verschiedener
Universitäten bei praktisch-mündlichen Prü-
fungen zu gewährleisten.

Erstaunlich ist der Vorschlag des Bundesmini-
steriums für Gesundheit (17), daß das IMPP
zusätzliche Aufgaben für die Evaluation der
Lehre übernehmen soll. Da die Lehre als or-
ginäre Aufgabe der Hochschule anzusehen ist,
sollte durch die Hochschule selbst eine Evalua-
tion nach wissenschaftlichen Kriterien erfol-
gen, die der internen Information und Steue-
rung dient.

5.3 Zieldefinition

Die Sachverständigenkommission des Bundes-
gesundheitsministeriums hat mit großer Mehr-
heit den Beschluß gefaßt, daß am Ende des

Medizinstudiums der eigenverantwortliche Arzt
steht und die Approbation erteilt wird. Dies ist
am Ende von Abschnitt I. der Kurzfassung
(/7) formuliert. Im Gegensatz hierzu ist von
Seiten des Ministeriums unter [I.1 (/7) als Stu-

dienziel die politisch gewünschte Vorgabe auf-
geführt. Dies bedeutet, daß das Studium nicht
mit einem berufsqualifizierenden Abschluß en-
det. Der Universität würde damit die Befähi-
gung abgesprochen, die Ausbildung ausrei-
chend zu ermöglichen. Vielmehr wird die ei-
gentliche "Arztwerdung" in die Weiterbildung
verlagert.

Auch wenn eine Approbation i.S. des BMG
nach einer so definierten Studienphase erteilt
würde, wäre diese ohne den jetzigen Wert. Die
Qualifikation als Arzt kann dann nicht durch
das Studium, sondern nur durch die Weiterbil-
dung erlangt werden. Rein inhaltlich ist nicht
zu verstehen, daß die berufliche Tätigkeit in
einer Fachdisziplin, die möglicherweise sogar
in einer fachlich spezialisierten Form erfolgt,
ausschlaggebend sein soll, um die Qualifikation
als Arzt zu erlangen.

Formal geht hiermit auch eine erhebliche
Schlechterstellung deutscher Studienabsolventen
einher. In der EG.wird die Approbation und
damit die Möglichkeit als Arzt eigenständig
und eigenverantwortlich zu arbeiten, nach dem

Studium erteilt, oftmals sogar nach 5 Jahren
(66). Eine solche Anderung würde also eine
erhebliche Inländerdiskriminierung bedeuten'

Die weitere Folge einer solchen Verlagerung
der eigentlichen ärztlichen Ausbildung in die
Weiterbildung wäre ein Übergriff der staatli-
chen Autorität in den Zuständigkeitsbereich
der Arztekammern, die berufsrechtlich für die
Regelung der Weiterbildung zuständig sind.

Es ist nicht nachvollziebar, daß große Be-
mühungen darein gesetzt werden, Vorausset-
zungen für eine grundlegende Umstrukturie-
.rung des Medizinstudiums zu schaffen und die
praktische Ausbildung in den Vordergrund zu
stellen, wenn sogleich eine solche, mit viel En-
gagement zu realisierende Reform ä priori ab-
gewertet wird, weil nach politischem Willen
die Einheitlichkeit .des Arztberufes aufgegeben
und hier ein weiteres Element für staatliche
Lenkung etabliert werden soll.

5.4 Umsetzung

Bei einer neuen Approbationsordnung werden
die endgültigen Konsequenzen, einschließlich
Vorgaben f Ur die Kapazitätsverordnung erst
bei einer Konkretisierung der bislang pauscha-
len Vorschläge absehbar sein. Die besonders
erfreuliche Zusage, daß entsprechend der Um-
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gestaltung des Unterrichtes und nach Maßgabe
der angekündigten Neuerung zusatziicl" perso_
nal- und Sachmittel zur Verfügung stehen
QII.3 der Kurzfassun g; t7) wird iich letztlichnach der Haushaltslige der Länder richten
müssen, sofern hierfür nicht Sondermittel zur
Verfügung gestellt werden.

Entsprechend der Aufforderung des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit mit Schreiben vom
14.05.1993 wird die Medizinische Fakultät der
Ruhr-Universität Bochum konkrete Vorschläge
f ür 'die Neugestaltung des Studiums auf där
Grundlage dieser groben Vorgaben der Kurz-
fassung des "Berichtes der Sachverständigen-
gruppe zu Fragen der Neuordnung des Medi-
zinstudiums" ausarbeiten.

Von einer Gruppe um Herrn Professor Eitel,
Ludwig-Maximilians-Universität München,
liegt ein Positionspapier zur Reform der medi-
zinischen Ausbildung vor, das organisatorische
wie inhaltliche Lösungsansätze für eine Um-
strukturierung der Medizinerausbildung auf -
zeigt, aktuelle Erfordernisse zur Verbesserung
der Wissensvermittlung berücksichtigt, eine sy-'
stematische Evaluatior, begründet und bei allen
Reformansätzen an der Durchführbarkeit der
Vorschläge orientiert ist (67).

Bedenkt man, daß laut Einigungsvertrag (/9)
die bisherigen Regelungen in den Neuen Bun-
desländern bis zum 3L.I2.L998 fortgeführt
werden können und ab I.L.L999 eine bun-
deseinheitliche Regelung gelten soll, so sind
grundsätzlich bei dem angestrebten Vorhaben
der Reform der Medizinerausbildung drei
Wege denkbar:

Der einfachste Weg wäre, daß die heute gel-
tende, siebente Anderung der Approbations-
ordnung, mit deren Umsetzung sich die Fa-
kultäten ja derzeit noch beschäftigen, fortge-
schrieben wird. Insbesondere wenn in dieser
Legislaturperiode keine Verordnungsvorlage
mehr entsteht, scheint dieser Weg wahrschein-
lich.

Sollte eine o"o. 
""rroog 

unter politischem
Druck binnen kurzer Zeit so vorangetrieben
werden, daß tatsächlich in dieser Legisla-
turperiode ein abstimmungsreifer Entwurf vor-
liegt, so ist angesichts der zr! erwartenden
komplizierten übergangsregelungen eine Re-
alisierung in der vorgegebenen Zeitspanne bis
zum 3L.L2.98 denkbar.

Neben diesen beiden Vorgehensweisen wird
eine Lösung diskutierr, die bei Schwierigkeiten

9"r politischen Durchsetzbarkeit greifen
könnte. Hierbei wäre vorstellbar. daß man in
einem doppelgleisiglen Modell den Universitä-
ten die Entscheidung zwischen zwei möglichen
Modellen überläßt. Hierbei könnte ein Modell
in etwa der jetzigen 7. Anderung der Appro-
bationsordnung entsprechen, also den derziiti-
gen Zustand in leichter Modifikation fort-
schreiben, und ein zweites, in Anlehnung an
die Vorschläge des Bundesministeriums für
Gesundheit eine Umstrukturierung vorsehen.
Bei diesem Weg könnte dann abgewartet wer-
den, wie sich die Universitäten entscheiden.
Würden sie bei dem mittlerweile vertrauten
Modell der Approbationsordnung verbleiben,
könnte politisch hieraus der ScLluß gezogel
werden, daß die Medizinischen Fakultäten die
immer wieder geforderte Reform ablehnen.

Es wird nun abzuwarten bleiben, inwiefern es
überhaupt zu einer argumentativen Verständi-
gung kommt. Es ist zu befürchten, daß an-
gesichts des Zeitdruckes wieder einmal eine
rein politische Entscheidung getroffen wird.
Filr den Stellenwert der Lehre wird es insbe-
sondere_ bei praxisorientierter Unterrichtung
von Bedeutung sein, in welcher Art prüfungen
durchgeführt werden und wie diese auf die
Lehre abgestimmt sind.
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